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Vierteljährlicher Abonnements Preis
für Halle und unſere unmittelbaren
Abnehmer: 20 Sgr. Durch die reſp.

Poſt Anſtalten überall nur:
22 Sgr.
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für Stadt

Inſerate für den Courier werden an
genommen: Jn Leipzig in der3 r 0 n r 1 e r Buchhandlung von H. Kirchner,

O Univerſitätsſtraße, Gewandhaus No. 4.
Jn Magdeburg in der Creutz
ſchen Buchhandlung, Breite

weg No. 156.

Zeitung
und Land.

See
e In der Expedition des Couriers. (Redakteur C. G. Schwetſchke.

Halle, Dienstag den 18. April
Hierzu zwei Beilagen.

1843.

Deutſchland
Merſeburg, den 1. April 1843.

(Offizielle Mittheilung.
Jn der 19ten Plenarſeſſion beſchäftigte ſich die

Ständeverſammlung mit einem ihrer Pfleglinge, welchen ſie,
wenn auch erſt in ſeiner Entwickelung begriffen, doch mit dem-
jenigen Stolze betrachtet, welcher das genugthuende Bewußtſein
in ihr erzeugen mußte, mit Anſtrengung und Opfern ein Un-
ternehmen ins Leben gerufen zu haben, welches den Anforde
rungen der Menſchlichkeit und des Wohlthatigkeitstriebes ent
ſprechend, auf eine dem ſtändiſchen Jnſtitute und der Provinz
wurdige Weiſe ſich entfaltet. Es iſt die Anſtalt, welche zur Hei-
lung und Pflege der Jrren beſtimmt iſt, und zwar die im Bau
degriffene Jrren- Anſtalt in Halle. Nachdem die 1841 ver-
ſammelt geweſenen Stande die Organiſation dieſes Jnſtituts
in ihren weſentlichen Grundzugen berathen und feſtgeſtellt, auch
eine Kommiſſion zur weiteren Behandlung der Sache und zur
Ausfuhrung des Plans unter ihr gegebenen Normen aus ihrer
Mitte ernannt hatte, legte dieſe Kommiſſion dem gegenwarti-
gen Landtage einen ausfuhrlichen Rechenſchaftsbericht ber ihre
bisherige Wirkſamkeit ab. Ein großer Theil der Deputirten
hatte ſich von der Zweckmaäßigkeit derſelben auch durch Augen
ſchein an Ort und Stelle überzeugt. Jn der Sitzung ſprach ſich
dafur der Dank gegen die Kommiſſion, beſonders gegen den
Herrn Oberbürgermeiſter Bertram zu Halle wegen der
Umſicht und der Thatigkeit, mit welcher die Geſchafte geführt
worden ſind aus.

Sehr erfreulich war die dargelegte beträchtliche Erſparung
von 14,270 Thlr. Die Kommiſſion hatte nun der Standever-
ſammlung mehrere, die weitere Ausführung des Baues betref-
fende Anträge vorgelegt, worauf die hauptſachlichſten Beſchluß-
nahmen folgende waren: daß außer den ſchon im Bau begrif-
fenen Gebäuden, namlich:

a) dem Directorial-Gebaäude,
b dem Wirthſchaftsgebaude,
c) einem Gebaude fur heilbare Jrren (HeilAnſtalt),
d4) einem fur tobſuüchtige Jrren, fernerweit
e ein dem Gebäude sub C. gegenuüberſtehendes Gebäude fur

unheilbare Jrren (Pflege-Anſtalt), und

f) ein hinter dem Gebäude sub b. zu ſtellendes Gebaude,
worin, außer dem nothwendigen Bet-Saale, noch fur
Handwerksſtätten, fur einen zweiten Arzt, fur Sektions-
zimmer, Unterrichtsſale, Bade- Anſtalten u. ſ. w., die
nöthigen Räume gewonnen wuürden,

erbauet werden ſollen, da die letzteren Räume nothwendig ſind.

Nach verſchiedenen Beſtimmungen uber die gegenwartige
Benutzung des Terrains und ber die Lehnsempfaängniß an den
Grundſtucken ging man an die Geldbedurfnißfrage. Es ſtellte
ſich heraus, daß, um die jetzt in Angriff genommenen Gebaäu-
de, alſo die Anſtalt fur Aufnahme von 200 Geiſteskranken, zu
vollenden, die vorhandenen ſtandiſchen Fonds bis auf ein De-
ficit von circa 30,000 Thlr. auslangen werden. Dieſes hofft
die Verſammlung von der Gnade Sr. Majeſtät vorgeſchoſſen
zu erhalten. Zwar wurde von einem Theile der Mitglieder
das Bedenken erregt, daß dieſe in dem Allerhochſten Landtags
abſchiede vom 6. Auguſt 1841 wiederholte Verheißung nur fur
den Fall, daß die ganze Anſtalt fur 400 Geiſteskranke ausge
fuhrt werde, geſchehen ſei, und daß es zweifelhaft erſcheine, ob
Se. Majeſtät jetzt, da die zweite Hälfte des Baues noch nicht
in Angriff genommen worden ſei und nach gefaßtem Beſchluß
auch jetzt noch nicht begonnen werden ſoll, auch den erbetenen
Vorſchuß leiſten werden. Man hielt jedoch faſt einſtimmig da
fur, daß, da man entſchloſſen ſei, weiter zu bauen, ſobald
ſich herausſtelle, daß durch den gegenwärtig im Bau begriffe
nen Theil der Anſtalt dem Bedurfniß noch nicht genügt ſei, und
wenn man uüber Anlage und Bau durch Ausführung des einen
Theils Erfahrung geſammelt habe, es wohl keinem Zweifel
unterliege, von Sr. Majeſtät auch jetzt den wenn auch unter
bis jetzt noch nicht erfuüllten Bedingungen verheißenen Vor
ſchuß zu erhalten, und ſoll derſelbe erbeten werden.

Des Herrn Landtags Marſchalls Erlaucht, welcher den
ſofortigen Angriff des ganzen Baues fur 400 Kranke wollte,
erklärte, dieſem Beſchluſſe ſich nicht anſchließen zu können.
Es wurde nun dieſer, das Intereſſe der Verſammlung ſehr in
Anſpruch genommen habende Gegenſtand verlaſſen und noch
eine Petition um Abſtellung einiger Mangel in der Abloſungs-
Ordnung fur die vormals Weſtphaliſchen Landestheile berathen.
Es waren vier verſchiedene Antrage geſtellt, und zwar:



1) eine geſetzliche Beſtimmung daruber zu geben, daß auch
das Halten von Saamenvieh fur einen Andern der Ablöſung
unterworfen ſei. Die Verſammlung mußte allerdings es
fur einen Mangel erkennen, daß dieſes oft vorkommende ſehr
laäſtige und zu vielen Streitigkeiten Veranlaſſung gebende
Verhältniß in der Abloöſungsordnung uübergangen worden.
Es ſei dieſes in der Regel eine dingliche Laſt und von eben
dem Geſichtspunkte aus anzuſehen, von welchem aus man
alle Abloſungen gutsherrlich-bauerlicher Verhältniſſe be
trachten muſſe; es gewähre dem Berechtigten weniger Vor
theil, als es dem Verpflichteten Nachtheil bringe, und dem
Aufſchwunge der Landescultur ſei es hinderlich. Der
Landtag will eine desfallſige Geſetzesvorlage erbitten.

2) die gedachte Abloöſungsordnung dahin zu ergänzen, daß
die Remiſſions Verpflichtung bei eintretender Ablöſung
von Reallaſten veranſchlagt und von der Abloöſungsrente
oder dem Abloſungskapitale in Abrechnung gebracht werde.
Der Landtag erkannte die Billigkeit, daß da, wo bei ein-
tretenden Kalamitaten dergleichen Zins c. Erlaſſe rechts
gultig beſtuunden, ſie auch bei der Ablöſung zu Anſchlag
und Abrechnung kommen muüßten, indem durch die Ab-
loöſung der berechtigte Empfänger der Abgabe von der Ver
pflichtung, einen Remiß zu geben, auf immer und ewig
befreit werde, als der Belaſtete von Entrichtung der Ab
gabe. Man vereinigte ſich einſtimmig fur Unterſtutzung
des Antrags.

3) geſetzlich feſtzuſtellen: daß bei Abloöſung von Holzinſen an
Getreide und andern Naturalien, welche der Berechtigte
abzuholen hat, dem Belaſteten eine Fuhrlohnsvergutung
zu Gute gerechnet werden muſſe. Der Berechtigte erſpare
dadurch, daß er die Zinſen in baarem Gelde erhalte, die
Fuhre und der Belaſtete muſſe ſie aufwenden, da er ſein
Getreide nach der Ablöſung zu Markte fahren muſſe. Ob-
ſchon dieſer Antrag Unterſtutzung fand, ſo wurde doch
von anderer Seite eingewendet, daß der Verpflichtete
eine Erleichterung, welche der Berechtigte an der Erholung
und Geſchaftsfuhrung durch die Ablöſung erhalte, eben
ſo wenig fur ſich in Anſpruch nehmen konne, als der Be
rechtigte bei beſonderer Unbequemlichkeit, welche die Ab-
lieferung dem Belaſteten verurſache, bei der Ablöſung eine
höhere Entſchädigung verlangen durfe. Deshalb bezahle
auch der Verpflichtete bei der Ablöſung von Bringzinſen
nichts fur die vor der Ablöſung dem Berechtigten zu Gute
gekommene Fuhre nach dem Dominio, ſondern nur den
Marktpreis.

Bei der Abſtimmung entſchieden ſich 57 Stimmen gegen,
und 14 fur den Antrag, welche letzteren, mit Ausnahme
des Petitionärs, ſämmtlichen Abgeordneten der Landge-
meinden angehoörten.

4) die nach H. 5b der Abloöſungs- Ordnung qu. auf Zwiſchen
räumen von 10 zu 10 Jahren angeordnete, bis jetzt aber
noch nicht erfolgte Reviſion der Preiſe der feſten Natural-
Abgaben nachzuſuchen. Die Verſammlung erkennt dieſe
Beſchwerde fur gegrundet an und will ihrer in der Denk
ſchrift an Se. Majeſtät gedenken.

Berlin, d. 13. April. Se. Maj. der Koönig haben geruht:
dem evangeliſchen Biſchof Dr. Roß den Stern zum Rothen
Adler Orden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub zu verleihen.

Se. Excellenz der General der Jnfanterie und General
Adjutant Sr. Majeſtät des Königs, Freiherr von dem Kne-
ſebeck, iſt nach Karbe bei Neu Ruppin von hier abgereiſt.

Duuſſeldorf, d. 8. April. (Duſſeld. Z.) Den Unterzeich-
nern der Petition, welche Se. Majeſtät den König um Rüuck-
nahme der Maßregeln gegen die Rheiniſche Zeitung an-
ging, iſt durch Se. Excellenz den Miniſter des Jnnern, Grafen
Arnim, folgender Beſcheid geworden:

„Des Königs Majeſtät haben die Jmmediat Vorſtellung
vom 27. v. M., worin Sie die Zurucknahme der gegen die
Rheiniſche Zeitung verfugten Maßregel beantragen, an
mich, den unterzeichneten Miniſter des Jnnern, gelangen laſſen
und mittelſt Allerhoöochſter Kabinets- Ordre vom 21. d. M. be
fohlen, Sie auf dieſelbe mit der erforderlichen Beſcheidung und
Belehrung über die darin enthaltenen nicht richtigen Voraus-
ſetzungen und Anſichten zu verſehen. Jch benachrichtige Sie
demgemaß, daß Jhr Antrag nicht zur Beruückſichtigung geeignet
geweſen, auch das Geſuch der bisherigen Herausgeber jener
Zeitung, um Geſtattung des Fortbeſtehens der letzteren, Aller
höchſtenorts abgelehnt worden iſt. Jhre Anſichten uber die in
dem vorliegenden ſpeziellen Fall getroffene Maßregel und uüber
deren Veranlaſſung beruhen auf nicht richtigen Vorausſetzungen.
Die Exiſtenz der Rheiniſchen Zeitung entbehrte der recht-
lichen Grundlage. Es fehlte ihr die nach Art. XVII. des Edikts
vom 18. Oktober 1819 und g. 3 der Allerhochſten Kabinets Ordre
vom 6. Auguſt 1837 erforderliche Genehmigung der Cenſur-
Miniſter. Jhr vom 1. Januar 1842 ab ſtattgehabtes Erſchei-
nen beruhte nur auf einſtweiliger Zulaſſung. Eine foörmliche
Konzeſſion konnte ihr nicht ertheilt werden, weil die von ihr
konſequent verfolgte Tendenz von der Art war, daß das Blatt,
ware es bereits konzeſſionirt geweſen, nach der Beſtimmung des
angefuhrten Art. XVII. des Edikts vom 18. Oktober 1819 hatte
unterdruckt werden muſſen. Die Erlaubniß zur Herausgabe
einer Zeitung wird nach den bevorſtehenden Vorſchriften nur
demjenigen ertheilt, zu dem man das Vertrauen haben kann,
daß er keinen ſchädlichen Gebrauch davon machen werde. Ein
ſolches Vertrauen vermochte die Art, in welcher die Rheini-
ſche Zeitung fortgeſetzt gegen Staat und Kirche auftrat,
nicht zu erwecken. Die Staats Verwaltung kann bei richtiger
Wuürdigung ihres Berufes nicht zugeben, daß Tagesblatter, de
ren großer Einfluß auf das Volk unverkennbar iſt, die Verfaſ
ſung des Staats und deren geſetzliche Fundamente zum Gegen-
ſtande feindſeliger Angriffe machen, die Achtung vor dem beſte
henden Geſetz, welche nothwendig in den Staatsburgern leben-
dig erhalten werden muß, verleugnen, die Verwaltung unbe-
grundeterweiſe herabzuſetzen und zu verdachtigen ſuchen und
die Grundlagen der Religion in Frage ſtellen. Sie hat deshalb
ihre Pflicht gethan, wenn ſie eine Zeitung, welche den ihr zur
Einwirkung auf die öffentliche Meinung gewahrten Spielraum
in einer alle jene Rückſichten verletzenden Weiſe ausbeutete und
ihre tadelnswerthe Richtung ſelbſt nach erfolgter Warnung
nicht aufgab, mit der noch nicht ertheilten Konzeſſion zu verſe
hen verweigerte und dadurch ihr ferneres Erſcheinen verhin-
derte. Hierzu war eine um ſo begrundetere Veranlaſſung vor
handen, als die von der Redaktion der Rheiniſchen Zei-
tung den Cenſoren fortwährend vorgelegte große Zahl unzu-
läſſiger Artikel das ſyſtematiſche Streben erkennen ließ, dieſen
Beamten ihren Beruf zu erſchweren und zu verleiden, und auf
dieſe Weiſe die Cenſur das geſetzliche Mittel zur Zugelung
der Preſſe unwirkſam zu machen. Nur den eigenen Fehl-
tritten der Redakteure jener Zeitung iſt es daher zuzuſchreiben,
wenn die Staats Verwaltung ſich endlich, zur Schuützung ho
herer Jntereſſen, gezwungen ſah, das Aufhoören des Blattes
zu gebieten, und ſie entſchloß ſich um ſo ſchwerer zu dieſem
Schritt, als ihr ſelbſt daran liegt, der Preſſe die möglichſte
Selbſtſtändigkeit und Fortbildung zu bewahren. Die Geſichts-
punkte, welche ſie in dieſer Beziehung feſtzuhalten hat, ſind in
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der Allerhöochſten Kabinetsordre vom 4. Februar d. J. vorge-
zeichnet. Der hierin ausgeſprochenen Allerhochſten Willens-
meinung gemäß wird die Cenſur- Verwaltung weder dem Fort-
ſchritte der Wiſſenſchaft und Literatur, noch. der Entwickelung
der Tagespreſſe, ſo lange ſich dieſelbe innerhalb der geſetzlichen
Grenzen bewegt, irgend hinderlich werden. Geſetzwidrigen
Handlungen und Beſtrebungen der Preſſe aber mit allen ihr
rechtlich geſtatteten Mitteln feſt und entſchieden entgegenzutre-
ten, erheiſchen von ihr nicht blos die beſtehenden bundesrecht-
lichen Beſtimmungen und das ihrer Furſorge anvertraute Wohl
des Staats; ſie hat vielmehr dabei auch das Wohl der Preſſe
ſelbſt und das ihr einleuchtende Bedürfniß einer ruhigen und
gedeihlichen Fortbildung derſelben und insbeſondere das der
Tagespreſſe vor Augen. Dieſe Fortbildung der Preſſe und ihre
Entwickelung zu einer wahrhaft heilſamen Thätigkeit iſt nicht
anders, als auf geſetzlichen Grundlagen möglich. Nur bei ge-
wiſſenhafter Beachtung dieſer Grundlagen, nicht aber durch
feindſeliges und gewaltſames Andringen wider dieſelben kann
und wird ſich die vaterländiſche Preſſe zu derjenigen Stufe tuch-
tiger und gemeinnuütziger Wirkſamkeit emporheben, zu welcher
ſie hinzufuühren der Wunſch Sr. Majeſtät des Königs und das
Ziel der Geſetzgebung und Verwaltung iſt. Eine ruhige Wur-
digung der vorſtehenden Bemerkungen wird dazu dienen, die
Beſorgniſſe, welche Sie an das Unterdrüucken der Rheini-
ſchen Zeitung knupfen, zu verſcheuchen und Sie von der
Nothwendigkeit der Fortdauer dieſer Maßregel zu überzeugen.
Berlin, d. 31. März 1843. Der Miniſter des Jnnern. Arnim.“

Vom Main, d. 7. April. Die Arbeiten an den neu zu
erbauenden Bundesfeſtungen im ſüdlichen Deutſchland werden
fortgeſetzt. Eine fruühere Nachricht, daß die einzelnen Bundes-
ſtaaten groößere Truppenkorps fur den Bau abgeben wuärden,
hat ſich jedoch bis jetzt nicht beſtaätigt. Mit Ausnahme einiger
techniſchen Abtheilungen ſcheint man überhaupt nur dann Mi-
litaär verwenden zu wollen, wenn Mangel an andern Arbeitern
eintreten ſollte, was bei den zahlreichen Eiſenbahnbauten leicht
einmal der Fall ſein kann. Was die Feſtungen ſelbſt betrifft,
ſo werden ſie in großartigem Maßſtabe und in einer ihrem wich-
tigen Zwecke entſprechenden Ausdehnung aufgeführt werden.

Fraukreicch.Paris, d. 10. April. Man will wiſſen, das Kabinet
Guizot habe vor, ein Geſetzprojekt zur Emancipation der Ne
en auf den franzöſiſchen Kolonien an die Kammern zu
ringen.

Türkei.
Von der tuürkiſchen Grenze, d. 29. März. Nach

dem Jnhalt des ruſſiſchen Ultimatums zeigt ſich fur die Ruck
kehr des Furſten Michael auf den ſerbiſchen Thron faſt keine
Hoffnung mehr, ſo entſchieden es übrigens iſt, daß die jetzigen
Machthaber Serbiens ebenfalls jede Chance fur eine, wenn auch
nur kurze Dauer ihrer uſurpirten Herrſchaft verloren haben.
Wer aber ſoll berufen ſein, den durch die Umſtande ſo ſchwierig
gewordenen ſerbiſchen Furſtenthron einzunehmen Dies iſt die
allgemeine Frage. Außer dem Furſten Miloſch ſcheint nicht
Eine hervorragende Perſonalitat vorhanden; überdies wuünſcht
die große Mehrheit der ſerbiſchen Nation die Ruückkehr dieſes
Furſten, während Europa will, daß eine erprobte und feſte
Hand die kunftige Ruhe Serbiens ſichere. Daß man ſich in
Konſtantinopel endlich fugen werde, unterliegt keinem Zweifel
mehr, um ſo weniger, als durch die neueſten Jnſtruktionen
Lord Aberdeens Sir Stratford Canning aufs Beſtimmteſte an
gewieſen wurde, die Pforte zu ermahnen, den weiſen und be
gutigenden Rathſchläägen Oeſterreichs Gehoöor zu ſchenken und
ſich keiner Gefahr bloßzuſtellen. Jn ähnlicher Weiſe, wenn
auch weniger beſtimmt, lauten die neueſten, Hrn. v. Bourque-
ney zugegangenen Jnſtruktionen; daß aber Oeſterreich fur die
ruſſiſchen Forderungen entſchieden das Wort genommen, ward
ſchon fruüher gemeldet. So eben vernimmt man, daß Kia-
mil Paſcha die Erfullung des von Wutſitſch fruher geleiſteten
Verſprechens der Abtretung der ſechs im Jahre 1833 mit Ser-
bien einverleibten Diſtrikte allen Ernſtes gefordert hat. Kara
Georgiewitſch ſah ſich dadurch veranlaßt, an Wutſitſch die Fra
ge zu ſtellen, ob er jenes Verſprechen wirklich gegeben, erklärte
jedoch auf die bejahende Antwort deſſelben, daß er ſich hier
durch nicht gebunden und uberhaupt ſich nicht berechtigt halte,
etwas wegzugeben, was er nicht empfangen. Kiamil Paſcha,
aufgebracht uüber dieſe Weigerung, drohte ſofort mit der Un
gnade des Sultans und erinnerte an die Auszeichnung, welche
jener eben erſt von der Pforte empfangen habe, worauf Kara
Georgiewitſch ſogleich das auf ſeiner Bruſt hangende turkiſche
Ehrenzeichen abnahm und daſſelbe dem Paſcha zur Verfügung
ſtellte. Ueberhaupt iſt das gute Einvernehmen zwiſchen den
ſerbiſchen Machthabern und den Turken in letzter Zeit ſehr locker
geworden was ſich übrigens langſt prophezeihen ließ, da die
Uebergriffe und Gewaltthatigkeiten der letzteren täglich wach-
ſen. So bereitet ſich die Kriſis, die nach dem Willen Europa's
eintreten muß, von ſelbſt vor.

Bekanntmachungen. worden ſind. Eine ſolche Annahme ſetzt Neueſte Erſfindung.
Bekanntmachung.

Es wird zur Kenntniß des Publikums
gebracht daß ſeit dem 5. d. Mts. die Ver-
waltung des Depoſitoriums beim un-
terzeichneten Gerichte

1) dem Königlichen Land und Stadt-Ge-
richts-Rathe Hrn. Rum mel als er-
ſtem Kurator,

2) dem Königl. Kammer Gerichts Aſſeſſor
Herrn Eberty als zweitem Kurator,

3) dem Königlichen Land und Stadt-Ge-
richts Rendanten Herrn Jeremias
als Rechnungsfuhrer,

uübertragen worden iſt. Geld oder geldwer-
the Gegenſtände können daher nur dann
als gehörig deponirt erachtet werden, wenn
ſie dieſen drei Depoſitarien gemeinſchaft-
lich übergeben und von ihnen angenommen

aber ſtets einen Beſehl des unterzeichneten
Gerichts voraus den mithin Jerer, der
etwas zum Depoſtitorium einzuliefern hat,
zuvörderſt nachſuchen muß. Zum Depoſital-
Tage iſt der Donnerstag Vormittag
jeder Woche beſtimmt.

Halle a. d. S. den 12. April 1843.
Königl. Land- und Stadtgericht.

v. Koenen.
Beſte couleurte und ſchwarze

FGlacé- Handſchuh
fur Herren und Damen von feinſtem Le
der und elegant genäht, empfiehlt

Franz Vaccani-
Friſcher Kalk

Donnerstag den 20. April bei Trübe
in Halle.

Annaunas-Pomade,
unuübertreffliches feinſtes Haar- Parfum, um
in wenigen Wochen eine Fuülle von Haaren
hervorzubringen und das Ausfallen derſelben
augenblicklich zu verhindern ſowie beſonders
das Wachsthum der Barthaare auf erſtau
nenswerthe Weiſe befoördernd.

Der Topf à Rkthlr.
Jn Halle allein zu haben bei

ranz Vvaccani.
Gummi elaſticum Hoſenträger

billigſt bei

Franz VacCans.
Rheinische Pflaumen

empfiehlt F. A. Lering.



ne

4

Regen-, Sonnenſchirme Knicker
in ſchweren ſeidenen Stoffen empfiehlt billigſt

Franz Vaceani.
Engliſcher Dachſchiefer.

Den Herren Bautenunternehmern, Schiefer und Ziegeldecker-
meiſtern machen wir hierdurch die Anzeige, daß wir von

Engliſchen Dachſchiefern
fortwahrend ein wohlaſſortirtes Lager halten in 212“, 11“,
1890“ und 8/zölligen Dimenſionen.

Wir können dies Produkt mit Recht empfehlen als ein ſchönes
Material zu zweckmaßigen, eleganten und wohlfeilen Bedachungen,
ſtellen dafur die billigſten Preiſe und ſind auf Verlangen zur Lie-
ferung des Schiefers bis nach Halle gern bereit.

Muſtertafeln davon ſind bei Herrn Herrmann Zumpe in
Halle in Augenſchein zu nehmen.

Magdeburg, im April 1843.
Neubauer Porſe.

Höchſt wichtige Erfindung für
Eſſigfabrikanten.

Die Vortheile meiner neuen Erfindung, nach welcher man den ſtaärkſten Wein Eſſig-
ſprit auf eine höchſt einfache Art aus demſelben Material um den dritten Theil ſtarker
und von einem ſchoönern weinſauren Geſchmack gewinnt, als es bis jetzt möglich war.
wozu es einer Veränderung der beſtehenden Apparate nicht bedarf, ſind durch mehrere of-
fentliche Blätter wodl ſo hinreichend bekannt, als daß ich mich nicht aller weiteren Eror-
terungen enthalten könnte. Jch habe daher, um meine Erfindung mehr noch gemein-
nutziger zu machen, den Preis der gedruckten vollſtändigen Anweiſung meiner dritten,
ſo eben erſchienenen ganz umgearbeiteten und durch neue Entdeckungen vervollkommneten
Auflage, welche unter völliger Garantie verfaßt iſt, jetzt nur auf 2 Thlr. Cour. geſtellt,
wofur dieſelbe gegen portofreie Einſendung (vorbehaltlich der Geheimhaltung) allein bei
mir zu haben iſt. A. Th. F Schultz iag Berlin, verlän terte Bruckenſtraße im Bey-
ſchen Hauſe, Apotheker, wirk iches Mitglied des Apothekervereins im nördlichen Deutſchland
und praktiſcher Eſſigfabrikant.

Fetthammel- Auction. Lehrlings-Geſuch.
Circa Einhundert Stück fette Hammel,, Ein junger Menſch von gebildeten Eltern,

ſollen in Poſten zu 10 Stück Montags mit den nöthigen Schulkenntniſſen verſehen,
den 24. April 1843, Nachmittags 1 Uhr, kann unter billigen Bedingungen ſogleich ein
auf dem Rittergute Wachs dorf nahe bei Unterkommen in unſerer Tuch und Aus-
Wittenberg, meiſtbietend verkauft werden ſchnitt Handlung finden.
wozu ich Kaufluſtige mit dem Bemerken Hoffmann Ko Werner
einlade, daß die Bedingungen im Termine in Sangerhauſen.
bekannt gemacht werden.

Rittergut Wachsdorf,
den 12. April 1843,

Einem geehrten hieſigen und auswarti-
gen Publikum die ergebene Anzeige, daß ich

Schüler, mein Geſchäft vom alten Markt in die
Oekonomie-Inſpector. Schmeerſtraße, Einhorn Nr. 703., verlegt

habe. Hiermit verbinde ich die Bitte, mich
Verkauf. Voöllig reif geworden Kar auch in meiner neuen Wohnung mit dem

toffeln, beſonders zur Saat zu empfehlen, mir bisher geſchenkten Vertrauen zu erfreuen.
ſind auf dem Rittergute in Oſtrau zu ver F. Böttger,

Ergebenſte Anzeige.
Um einem falſchen Gerüchte von äbeh

geſinnten Menſchen zu begegnen, als ſei mein
von mir ſeit zehn Jahren mit Beifall be-
reit ter Weineſſig mit Kupfer geſchwanzert,
habe ich auf eine genaue chemiſche Unterſu-
chung meines Fabrikats bei der betreffenden
Behörde angetragen, und erlaube mir das
Reſultat derſelben nachſtehend beizufügen,
welches die vollkommene Reinheit deſſelben
genugend bezeuget. Jch ewpfehle daher mei
nen ſehr geehrten Kunden meinen Weineſſt;
auch in der Folge zur güütigen Abnahme.

Cuſtrena, den 12. April 1843.
Gottlob Otto,

Eſſigfabrikant.

Von dem Eſſigfabrikanten Hrn. Gott-
lob Otto in Cuſtrena wurde mir eine,
mit dem Gemeindepetſchaſte verſtegelte Fla
ſche ſeines fabricirten Weineſſigs, durch den
Schulzen Faulwaſſer daſelbſt vom Faſſe
entnommen, zur Unterſuchung uberſandt.
Nach einer damit von mir angeſtellten Priv
fung, wird dem 2c. Otto auf deſſen Anſu-
chen hiermit atteſtiret, daß der gedachte Eſſig
von einer guten Beſchaffenheit iſt. Er hat
einen angenehmen ſaäuerlichen Geruch und
einen rein ſauren Giſchmack, und beſitzt die
gehörige Stärke, indem ſechzig Gran medi-
ciniſches Gewicht trocknes kohlenſaures Kali
zwei Unzen dieſes Eſſigs vollkommen neu-
traliſiren. Er iſt von metalliſchen und ve-
getabiliſchen Beimiſchungen, ſowie von Mi-
neralſäuren befreit, und kann daher zu Tiſch
und Küchengebrauch, ſowie auch zur Berei-
tung pharmaceutiſcher Praparate verwendet
werden.

Wettin, den 4. April 1843.
Der Kreisphyſicus des Saalkreiſes,

(I. S.) Dr. Müller.
Vorzuüglich ſchoune Saamen- und Speiſe-

Kartoffeln ſind zu haben auf dem Rittergute
Kriegſtadt bei Lauchſtadt.

Einige Wiſpel gute Koch und Saamen-
Erbſen 1 Wiſpel Schwarz-Wicken und ein
paar Wiſpel Sommer- Weizen und Som-
mer Roggen zur Saat, hat noch abzulaſſen
das Rittergut Kriegſtädt.

Spörgel -Saamen (zu Gruünfutter), Kuüm-
mel, Mohn und Runkelruben-Kerne, offerirt
in beſter Qualitäaät das Rittergut Krieg-
ſtädt.

Ein junger Menſch von rechtlichen El
tern, welcher Luſt hat Pfefferkuchler zu wer-
den, kann unter billigen Bedingungen ſofort
in die Lehre treten bei

kaufen. Buchbinder, Etui- und Galanteriearbeiter. C. H. Hollſtefn.
Erſte Beilage
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Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadt und Land.
Dienstag, den 18. April 1843.
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Dentſchland.
Merſeburg, den 3. April 1843.

(Offizielle Mittheilung.
20ſte Plenarſitzung. Es lagen mehrere Petitionen

vor, welche Modifikationen an dem Geſetze vom 27. Marz
1824 im Bezug auf die Wahl der Landtags-Abgeord-
neten und namentlich Erweiterung der Wahlgrenzen, vor-
zugsweiſe in den Städten beabſichtigten. Wenn die Stande-
verſammlung auf der einen Seite den Wunſch, die zu Gunſten
des Grundbeſitzes und der Gewerbe auf Koſten der Jntelligenz
vielleicht etwas zu eng gezogenen Grenzen der Wahlbefugniß
fur ſtädtiſche Landtagsabgeordnete zu erweitern, theilte, ſo
verlor ſie nicht aus den Augen, daß eben Grundbeſitz und Ge-
werbsbetrieb das tuchtigſte Fundament der ſtändiſchen Jnſtitu-
tion ſei und bleiben müſſe, und dieſe beiden einander gegenuüber-
ſtehenden Ruckſichten und dasBeſtreben, einer jeden unbeſchadet
der andern ihr Recht einzuraäumen, leitete ſie bei den grundli-

en Diskuſſionen und reifen Beſchluſſen uber die nachfolgenden
peciellen Antraäge. Der umfaſſendſte ging dahin:

„Daß der funfjährige Beſitz eines beſtimmten Grundeigen-
thums die einzige Bedingung der Wahlbarkeit fur ſtadtiſche
Deputirte ſein möge.“ Die Verſammlung erkannte in ihrer gro-
ßen Mehrheit, daß eine ſolche Beſtimmung den H. 10 des qu.
Geſetzes, nach welchem nur ſolche Grundbeſitzer gewählt wer-
den köonnen, welche entweder zeitige Magiſtratsperſonen ſind
oder ein burgerliches Gewerbe treiben, und mit ihm das ſtan-
diſche Element alteriren und in Praxi die ſehr nachtheilige Folge
haben wurde, daß die Landtagsverſammlungen kunftig ihre
jetzt in Magiſtratsperſonen und Jnduſtriellen beſitzenden ſehr
nutzlichen Mitglieder ganz oder theilweiſe entbehren, und durch,
wenn auch geeignete, aber doch weniger nothwendige Gelehrte,
Geiſtliche, Aerzte, Rechtskonſulenten, Partikuliers 2c. erſetzt
ſehen wurden. Der Antrag wurde mit 57 gegen 9 Stimmen
abgelehnt.

Noch weniger, und zwar nur einer Stimme, Unterſtützung
fand ein anderer Antrag: daß die Wahlbarkeit der ſtandiſchen
Deputirten nicht mehr von einem zehnjahrigen Grundbefitze
abhängig gemacht, ſondern jeder zum unbeſoldeten Magiſtrats-
mitgliede wählbare Burger auch fur wahlfähig zum Landtags-
deputirten erachtet werde.

Auch ein weiteres Geſuch: daß dem Handel und dem Fa-
drikweſen in den Städten und auf dem platten Lande eine be-
ſondere Vertretung auf dem Landtage eingeräumt werde, wurde
einſtimmig abgelehnt. Zur Begründung dieſes Geſuchs war
angeführt worden, daß die Vertretung des Handels und der
Gewerbe nie eine vollſtandige Vertretung auf dem Landtage,
gegenüber der des Grundbeſitzes, gehabt habe, und daß die
Berathung uüber das Geſetz wegen Benutzung der Gewaäſſer ei-
nen Belag dazu abgeben koönne. Dieſe Behauptung wurde von
dem Gegentheile nicht zugegeben, vielmehr angefuhrt, daß die
Landtagsverſammlung nie ohne eine hinreichende Anzahl von
Mitgliedern aus dem Stande der Jnduſtriellen beſtanden habe,
gegenwärtig noch beſtehe und ferner beſtehen werde, da dieſer

Stand auch großentheils mit dem erforderlichen Grundbeſitze
verſehen wäre, und da auch von Seiten der übrigen ſtädtiſchen
Deputirten, namentlich von den anweſenden Magiſtratsper-
ſonen und von den andern Standen aus die Intereſſen der
Jnduſtrie immer lobhafte Vertretung gefunden haben.

Wollte man den genannten Branchen eine noch weitere
Vertretung geſtatten, ſo wurde dadurch ein funfter Stand ent
ſtehen, und da dann der Gelehrtenſtand und der Beamtenſtand
gleiche Rechte fordern konne, ſo wurde die Erweiterung ins
Unendliche gehen, während man ſchon mit dem erſten Schritte
die Grundlagen der ſtäandiſchen Jnſtitution erſchüttert habe.
Auch aus der Geſchichte wurden Momente fur die Richtigkeit
des Anſaſſigkeitsprinzips gezogen und dabei angefuhrt, daß es
ſelbſt in der freien Stadt Hamburg gelte. Was den Betrieb
der Jnduſtrie auf dem platten Lande betreffe, ſo ſei auch dieſer
mit den Jntereſſen des Grundbeſitzes ſo eng verbunden, daß
ſeine genugende Vertretung durch die ubrigen Stände, na
mentlich durch den zweiten und vierten, hinreichend ausgeübt
wurde.

Dagegen fand der generelle Antrag: bei dem Stande der
Städte, und insbeſondere fur die großern Städte, die einer
freiern Wahl entgegenſtehenden zu engen Schranken, ohne den
Grundbeſitz als Baſis ganz zu verlaſſen, möglichſt zu erweitern,
ſehr bedeutende Unterſtutzung. Man fuühlte es, daß in dem
Stande der Städte der Grundbeſitz nicht in dem Grade Erfor-
derniß zur Wählbarkeit zu ſein brauche, als in dem zweiten und
vierten Stande, da er bei letzteren die einzige Baſis ſei, wah
rend die der Städter ſich in Grundbeſitz und Gewerbsbetrieb
theile. Die Verſammlung glaubte, daß die den Wahlkreis zu
ſehr beengenden Schranken am paſſendſten dadurch weiter hin
ausgeſchoben werden durften, wenn fur den dritten Stand an-
ſtatt der zehnjaährigen nur eine fünfjahrige Beſitzzeit unter Bei-
behaltung aller übrigen Beſchränkungen als Bedingung zur
Waählbarkeit erfordert wurde, und beſchloß, mit Ausnahme
von drei Stimmen, ein desfallſiges Geſuch an Se. Majeſtät zu
richten. Der Umſtand, daß das Grundeigenthum in den Städ-
ten noch beweglicher ſei, als auf dem platten Lande, und daher
zehnjährige Beſitzer dort ſeltener ſeien, als hier, und die Be
trachtung, daß bei dem Gebundenſein an die Scholle die An-
hanglichkeit an das Vaterland auch bei funfjährigem Beſitze
hinreichend ſich eingefunden haben muſſe, ſchien die Bitte an
ſich, das ſich immer mehr herausſtellende Bedürfniß und der
durch ein größeres Intereſſe an den landſtandiſchen Angelegen-
heiten erregte, immer lauter werdende Wunſch aber, die Wie-
derholung des ſchon am ſechsten Provinzial Landtage ange-
brachten Geſuchs zu rechtfertigen.

Ein fernerer Antrag: daß die Zahl der ſtädtiſchen Depu-
tirten auf dem Landtage vermehrt werde, weil der dritte Stand
gegen die andern Stande zu wenig vertreten ſei, wurde von
11 ſtädtiſchen und einem ländlichen Deputirten unterſtuützt, von
der großen Majorität aber verworfen, weil die Erfahrung ge
lehrt habe, daß die Vertretung der Städte immer hinreichend
geweſen ſei.
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Eben ſo wenig konnte dem Geſuche: daß nur ein Grund
beſitz von 5000 Thlr. Werth, dagegen mindeſtens fuüünfjähriger
ununterbrochen gebliebener Gewerbebetrieb als Haupterforder
niß bei den ſtädtiſchen Landtags Deputirten angenommen wer-
den moöge, Folge gegeben werden, weil die in der Verordnung
vom 17. Mai 1827 geſtellte Forderung von 10,000 Thlr. Be-
ſitzthum in Städten von uüber 10,000 Einwohnern um ſo mehr
leicht zu befriedigen ſei, als auch Anlage und Betriebs-Kapi-
tal mit zur Berechnung komme.

Noch wurde gebeten daß es hinreichend ſein mochte, daß
der Wahlkandidat uüberhaupt Grundbeſitz fuunf Jahre im Orte
beſeſſen habe gleichviel, ob dieſer konſtant geweſen oder ge-
wechſelt wurde. Der Landtag war nicht der Anſicht, daß der
ununterbrochene zehnjährige Beſitz auf ein und daſſelbe Grund
ſtück ſich bezoge, beſchloß aber doch fur den Fall, daß es ſo ſein
ehe Se. Majeſtät um Abänderung dieſer Beſtimmung an-
ugehen.u Dieſen Wunſchen wegen Modifikation des Wahlgeſetzes

reihten ſich noch zwei andere, die Landtage ſelbſt betreffend, an,
nämlich daß die Mitglieder und die Direktoren der Ausſchuſſe
nicht einſeitig ernannt, ſondern von der Standeverſammlung
nach Stimmen frei gewählt werden, und daß die Zeitungsnach-
richten über die Landtagsverhandlungen ausfuhrlicher und
ſchleuniger, als es am letzten Landtage geſchehen, erfolgen moch-
ten. Dem erſten Antrage wurde kein Gehoöoör gegeben, indem
die Verſammlung mit dem bisherigen Verfahren, wonach dieſe
Wahlen von dem Herrn Landtagsmarſchall ausgehen, vollkom-
men zufrieden ſich erklärte; der andere ſei immittelſt erledigt.
Als man die durch dieſe verſchiedenen Petitionen erregten Ver-
handlungen uüber die ſtandiſche Wirkſamkeit verließ, blieb es
nicht unberuührt, daß dieſe vielerlei Anträge ein erfreuliches
Zeichen dafur ſeien, daß das Jntereſſe an den Landtagen im
Publiko bedeutend zugenommen habe, was den am vorigen
Landtage gedruckten Protokollen und den ſtandiſchen Ausſchuß-
verhandlungen in Berlin unzweifelhaft zuzumeſſen ſei.

Eine Petition um Aufhebung des eximirten Ge-
zrichtsſtandes. Fur dieſelbe wurde geltend gemacht, wie
ſchwierig es ſei, einen Anſpruch gegen eximirte Perſonen zu
verfolgen, da doch vor dem Geſetze jeder dem andern gleich
ſein ſolle; dem Kläger koſte der Prozeß gegen einen Eximirten
mehr, weil die Provinzial-Juſtiz-Kollegien höhere Koſten liqui-
diren durften die ganze Rechtspflege wurde nach Aufhebung
des eximirten Gerichtsſtandes einfacher, namentlich wurden
nach Einrichtung der beabſichtigten Ober-Appellationsgerichte
die Oberlandesgerichte ganz und gar wegfallen und dadurch
bedeutende Koſten erſpart werden kounnen. Hierauf wurde ent
gegnet: der eximirte Gerichtsſtand bedinge nicht eine Ungleichheit
vor demGeſetze, das Geſetz ſei gleich und nur die Form verſchieden;
der eximirte Gerichtsſtand ſei ein wohlerworbenes Recht, welches
man doch nicht ohne Weiteres nehmen köönne, und ſeine Aufhe-
bung wurde weithin gehende bedenkliche Folgen haben eine
totale Juſtiz-Reform, die Aufhebung der Patrimonialgerichte,
das Aufhoören des Standes der Rittergutsbeſitzer der leichteren
Verfolgung rechtlicher Anſpruche an Eximirte ſei durch die
Kreis-Juſtizräthe vorgeſehen, die Rechtsangelegenheiten der
Ritterguüter, Hypothekenweſen c. ſowie ihre Lehnsverhaltniſſe
ſeien wichtiger und ſchwieriger, als andere, und dürften daher in
den Handen der Untergerichte nicht ſo gut verwahrt ſein. Von
jener Seite: es hat ſchon manches wohlerworbene Recht des all
gemeinen Beſten wegen aufgegeben werden muüſſen. Von dieſer
Seite: aber nur gegen Entſchaädigung, und Ehrenrechte koön-
nen nicht entſchädigt werden. Von jener Seite: es durfte ſich
wohl nicht um ein wohlerworbenes, ſondern nur um ein alt-
hergebrachtes, gleichſam ſchriftſaäſſiges Recht handeln, und die
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Ken athe reichen nicht aus, ſind auch. nicht in allen
reiſen.

Bei der Abſtimmung ſtimmten die ſämmtlichen Mitglieder
des 1ſten und 2ten Standes gegen, die ſämmtlichen des Zten
und Aten Standes aber fur die Petition.

Da aber im Laufe der Diskuſſion die argen Mißbräuche
der Exemtion inſofern dargeſtellt worden waren, daß ſelbſt
Botenmeiſter, Aufſeher 2c. den eximirten Gerichtsſtand genoöſ
ſen, ſo vereinigte man ſich dahin, Se. Majeſtät zu bitten, daß
jedenfalls der eximirte Gerichtsſtand eingeſchrankt und die ko
niglichen Unterbeamten davon ausgeſchloſſen werden.

Die Betrachtung, daß die mahl- und ſchlachtſteuer-
pflichtigen Städte gegen die klaſſenſteuerpflichtigen in großem
Nachtheile ſtehen, und daß die Erhebung der Mahl- und
Schlachtſteuer auf eine das Publikum ſehr belaſtigende Weiſe
geſchehe, hatte eine Petition veranlaßt, welche eine Gleichſtel-
lung der Steuerpflichtigen bei dieſen beiden alternativen Ab-
gaben und Erleichterung bei der Erhebung beantragt.

Daß die Mahl- und Schlachtſteuer weit druckender als
die Klaſſenſteuer ſei, gehe ſchon aus den Thatſachen hervor,
daß jene weit mehr einbringe, und dazu muſſen die armern
Klaſſen verhaltnißmäßig mehr geben, als die wohlhabendern,
weil die gewerbtreibenden Fleiſcher und Bäcker die Steuer auf
die Waare ſchlagen; ſie ſchoſſen die Steuer nur vor, und das
Publikum zahle ſie ihnen wieder. Dieſe Thatſache wurde von
anderer Seite geleugnet und durch Beiſpiele nachgewieſen, daß
gerade in den mahl und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten
Backer- und Fleiſcherwaaren entweder wenig theurer oder eben
ſo wohlfeil, oder gar noch wohlfeiler, jedenfalls beſſer ſeien,
als in den klaſſenſteuerpflichtigen, und außerdem wurde der
Petition in ihrem Haupttheile noch entgegengeſtellt, daß der
Mehrertrag der Mahl- und Schlachtſteuer nicht allein von den
ſteuerpflichtigen Burgern, ſondern indirekt durch ihre Kon
ſumtion auch vom platten Lande, von Fremden, Militaär, Stu-
direnden, Schülern 2c. getragen werde.

Aus dieſen Grunden, und weil überhaupt der Landtag
von ſeinem Standpunkte aus zu wenig beurtheilen konne, ob
eine andere betreffende Steuerverfaſſung nothwendig oder wun-
ſchenswerth ſei, konnte derſelbe ſich nicht bewogen finden auf
das Hauptpetitum einzugehen.

Da indeſſen auch vorgebracht worden war, daß die Stuck
ſatze bei der Schlachtſteuer vom Jahre 1842 ab für mehrere
Städte der Provinz ſo erhöht worden ſind, daß die Abgabe
dadurch von Neuem faſt um ein Drittheil geſteigert worden iſt,
und man dies gerade zur Zeit des Steuererlaſſes für nicht an-
gemeſſen finden konnte, ſo vereinigte ſich der Landtag, Se. Ma
jeſtät zu bitten daß bei der Schlachtſteuer die Stuckſätze wie
der auf die fruhern Satze ermaßigt werden mochten.

Halle, d. 13. April. Am geſtrigen Tage hielt der Halli-
ſche land wirthſchaftliche Verein ſeine zweite diesjährige General
Verſammlung, zu welcher ſich die Mitglieder in großer Zahl
und außerdem mehrere Gaſte eingefunden hatten. Hochſt er
freulich war das lebhafte Jntereſſe, mit welchem alle Anweſen-
de an den Debatten uüber die zur Berathung kommenden land-
wirthſchaftlichen Fragen Theil nahmen.

Nach Eröffnung der Sitzung und Verleſung des Protokolks
uber die letzte GeneralVerſammlung ward ein Vortrag gehal-
ten uber den großen Nutzen der Kartoffeln fur die Agrikul
tur, uüber zweckmaßigere Ackerzubereitung zum Kartoffelbau
und uüber die Mittel zur Verhütung der ſeit einigen Jahren
beobachteten Kartoffelkrankheiten. Eine moglichſt ſorgfaltige
Auswahl der Saamenkartoffeln wurde als beſonders empfeh-
lenswerthes Vorbeugungsmittel anerkannt und vor allzufruher,
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wie vor zu ſpäter Ausſaat der Kartoffeln gewarnt. Die letzte
Hälfte des April und die erſte Hälfte des Mai wurden als die
günſtigſte Zeit zur Ausſaat empfohlen.

Ein zweiter Vortrag verbreitete ſich über die Vorzuge der
Ceferen Ackerkultur. Die Wichtigkeit des Gegenſtandes fur die
hieſige Gegend bei dem faſt durchgangig ſehr guünſtigen Unter
grunde des Ackerlandes fand allgemeine Anerkennung und ward
eine tiefere Bearbeitung des Ackers zur Vermeidung der uüblen
Einwirkungen ſowohl der zu naſſen wie der zu trocknen Witte-
rung und zur Erzielung ſicherer und reicher Erndten dringend
angerathen.

Herr Dr. Steinberg eroffnete ſeine fur die diesjähri-
gen Sitzungen des Vereins verſprochenen Vorträge „uüber
die Einflüüſſe der Luft und des Waſſers auf die
Pflanzenwelt“ mit einem Vortrage „uüber die atmo-
nen u und deren Beſtandtheile“, dem die

rſammlung mit ganz beſonderem Intereſſe folgte.
Eben ſo erwunſcht wie belehrend waren dem Vereine die

durch den Herrn Dr. Schadeberg veranlaßten Eroörterungen
uüber verſchiedene techniſche Gegenſtande, Dreſchmaſchinen,
Bierbrauereien und Flachsbereitung, und fuühlte ſich die Ver-
ſammlung den beiden genannten Herren fur die den Beſtrebun-
gen des Vereins geſchenkte thätige Theilnahme dankbar ver-

ichtet.t Die nächſte GeneralVerſammlung wird nach dem gefaßten

Beſchluſſe zu Lauchſtädt am 8. Juli ſtattfinden. Fur die
ſelbe iſt den Theilnehmern ein Bericht uber die Thatigkeit des
Central Vereins der landwirthſchaftlichen Geſellſchaften in der
Provinz Sachſen und über die Sitzungen der vereinigten Aus-
ſchuſſe dieſer Geſellſchaften, welche am 11. und 12. Februar
d. J. hier in Halle ſtattfanden, verheißen.

Berlin, d. 13. April. Ueber keinen Gegenſtand ihrer
Berathungen zeigen die landſtändiſchen Verſammlungen ein
ubereinſtimmenderes Urtheil, als uüber denjenigen Theil des
Strafgeſetzes, welcher den Ehebruch behandelt. Jn allen Pro-
vinzen hat man gegen den Grundſatz votirt, daß der Staat jenes
Verbrechen ex ollicio beſtrafe, ſondern nur auf Antrag des be
leidigten Theils, jeden Falls aber die Zuchthausſtrafe verwor-
fen, als entehrend fur die ganze Familie der Betheiligten, fur
Unſchuldige, welche dadurch mitleiden mußten. Nach dieſem
Ausgange erwartet man faſt mit Ueberzeugung daß das neue
Ehegeſetz, welches ſich noch immer im Staatsrathe befindet,
nicht in Anwendung gebracht werde und hat mit vieler Theil-
nahme ganz beſonders die Verhandlungen in Königsberg ver-
folgt, wo eine Petition gegen jenes neue Geſetz zwar in der
Begrundung als richtig anerkannt, doch deswegen abgelehnt
wurde, weil man vorausſetzen muüſſe, daß ein Geſetz von ſo gro
ßer Wichtigkeit und eingreifend in den Zuſtand des Staatsle-
bens, jedenfalls auch den Ständen vorgelegt werden wurde,
welche alsdann Gelegenheit fänden ihre Anſichten Sr. Maj.
darzulegen.

Sehr lebhaft äußert man ſich hier über den von den Stan
den in Poſen und Preußen geſtrichenen Paragraphen des Kri-
winalgeſetzentwurfs, nach welchem bei entehrenden Verbrechen
auch fernerhin auf Verluſt des Adels erkannt werden ſoll denn
ganz beſonders der Adel ſelbſt findet dagegen einzuwenden, daß
es außer der Gewalt des Staates liege, Geburtsrechte zu ver
nichten und dieſe den unſchuldigen Nachkommen eines Adeligen
zu entziehen, während der Bürgerſtand ſeit langer Zeit aufs
Entſchiedenſte dagegen reklamirt, daß ein adeliger Verbrecher
zum Buürgerlichen degradirt wird. Ein jeder Stand behalte
ſeine Verbrecher, ſo lange es einmal Stande giebt Dieſe Mei-
nung iſt mit entſchiedener Majorität in den oöſtlichen Provinzen

ausgeſprochen, und findet ſo allgemeinen Wiederhall und eine
Stütze an ſo vielen Geſetzgebungen nahe liegender, auch deut
ſcher Staaten, daß mit einiger Wahrſcheinlichkeit wohl auf
Annahme auch bei uns gerechnet werden kann.

Hannover, d. 11. April. Daß die Angelegenheit des
Zollanſchluſſes durch des Königs Aufenthalt in Berlin gefoör
dert worden, will man hier jetzt bezweifeln, die Sache ſoll
vielmehr dort gar nicht einmal zur Sprache gekommen ſein.
Auch die Vermuthung, daß die Preußiſche Regierung die Ei-
ſenbahn auf dem rechten Elbufer gegen die Zuſage des Zollan
ſchluſſes aufgegeben wird hier jetzt in Abrede geſtellt. Ja
man ſagt, daß der Stäandeverſammlung (die dem Vernehmen
nach erſt auf den Monat December d. J. einberufen werden
ſoll) noch keineswegs Propoſitionen wegen des Zollanſchluſſes
vorgelegt werden wurden, wenigſtens ſo wie die Sache bis
jetzt noch liegt. Dagegen nimmt man an, daß neue (oder viel
mehr alte) Propoſitionen wegen Vermehrung des Militair-
etats (welche die letzte Staändeverſammlung bekanntlich abge
lehnt hatte) wiederum an die Stande gelangen wurden.

Frankreich.
Paris, d. 11. April. Durch Ordonnanz vom 9. April

iſt der Generallieutenant Graf Drouetd'Erlon zum Mar
ſchall von Frankreich und der Generallieutenant Bugeaud,
Generalgouverneur von Algerien, zum Großkreuz des Ordens
der Ehrenlegion ernannt worden.

Jn der Pairskammer wurde geſtern über eine Petition be-
richtet, die um Aufhebung der Gefangenſchaft des Don Kar-
los nachſucht. Der Berichterſtatter, Baron Feutrier, be-
merkte, die Petitionaire irrten ſich; Don Karlos ſei nicht als
Gefangener zu Bourges; er genöſſe vielmehr alle Freiheit, die
mit ſeiner Lage und den Intereſſen Spankens vertraglich ſei; es
wird angetragen, die Petition durch Uebergehen zur Tagesord-
nung zu beſeitigen, was denn auch nach längerer Debatte ge-
ſchah. Bei dieſer Gelegenheit erklärte Hr. Guizot: Die Vor-
ſichtsmaßregeln, welche im Jntereſſe der Regierung lagen, wur
den in Bezug auf Don Karlos zu Bourges beobachtet man er
zeige ihm übrigens alle ſeiner Lage gebuührende Deferenz. „Wir
haben ſo außerte Hr. Guizot „genug Muühe angewendet,
und genug Opfer gebracht, damit der Burgerkrieg in Spanien
aufhore; wir wollen nichts thun, was ihn von neuem konnte
zum Ausbruch bringen.

Der projektirte Handelsvertrag mit England wird im Laufe
der gegenwartigen Seſſion der Kammer nicht zur Berathung
kommen; man hat die einflußreichen Mitglieder der Legislatur
ſondirt und dabei gefunden, daß die Sache keinen Anklang fin
den, vielmehr großen Schwierigkeiten begegnen wurde.

Der Pariſer Feſtungsbau iſt ſeit dem Eintreten des milden
Wetters mit verdoppelter Thätigkeit wieder aufgenommen.
Mehrere der detaſchirten Forts ſind ihrer Vollendung nahe,
und der Stadtwall und Stadtgraben ſind auf einigen anſehn
lichen Strecken völlig fertig. Aber je weiter das Werk vor-
rückt, deſto groößere Ausdehnung giebt man dem urſprunglichen
Plane. Schon jetzt ſind mehrere Forts angefangen, von de
nen anfangs gar nicht die Rede war, und noch andere ſind
wenigſtens projektirt. Dazu kommen denn weitlaufige Kaſer
nen und Magazine, welche bei den erſten Anſchlägen ganz au
ßer Rechnung gelaſſen waren ja man ſpricht ſogar von dem
beabſichtigten Bau einer Citadelle oder eines befeſtigten Lagers
im Jnnern der Stadt; kurz, von einem Werke, welches beſtimmt
ſei, die in Paris aufzuhaäufenden Kriegsvorrathe gegen eine
Emeute oder gegen den Handſtreich einer Partei zu ſichern.



Familien Nachrichten.
Todesanzeige.

Geſtern Abend um 9 Uhr entſchlief nach
langen ſchweren Leiden unſer guter Gatte
und Vater, der Kaufmann Louis Böſthe,
in einem Alter von 51 Jahren. Dieſe An
zeige widmet ſeinen vielen Freunden und
Bekannten

Sangerhauſen, den 12. April 1843.
deſſen trauernde Wittwe

nebſt ihren 4 Kindern.

Bekanntmachungen.
Schulſache.

Die geehrten Eltern 2e., welche der
höheren Toöchterſchule in den Francke-
ſchen Stiftungen neue Schuülerinnen anver-
trauen woll'n, erſuche ich ergebenſt, mir
dieſelben ſchon den 20. oder 21. April in
den Vormittagsſtunden zur Prüfung und
Aufnahme zufuühren zu wollen.

Jnſpector Dieck.

Schulſache.
Der Unterricht in meiner höheren

Toöchterſchule beginnt fur das Sommer-
halbjahr den 24. April. Gefallige Anmel-
dungen zur Aufnahme neuer Schulerinnen
werde ich den 21, und 22. April entgegen
zu nehmen bereit ſein.

Halle, den 15. April 1843.
Der Domprediger Neuenhaus.

Auction.
Freitag den 21. d., Nachmittags 2 Uhr

und f. Tag 's, werden auf hieſigem Rach-
hauſe

Meubles Haus und Kuüchengerathe,
Kleidungsſtucke, Betten und Waſche, 2
ſilberne Taſchenuhren Silberzeug, Be
ckers Weltgeſchichte 14 Bande, Schillers
Werke 11 Bäaände, 2 Ellen ſchwarzes
Tuch, 1 Stuck Tiſchzeug, verſchiedene
wollene und ſeidene Umſchlage und Hals-
tucher, 10 Stück Strickzarn, 13 Stück
Mähſeide, mehrere Dutzend Glacéhand-
ſchuhe, Baumwolle, eine Partie Koral-
lenſchnuüre, Ohrringe, Knoöpfe, Nadeln,
Schnupftabaksdoſen, Zahnbürſten, Fin-
gerhute, 2 geraäucherte Schinken u. a.
Sachen mehr, gerichtlich verauctionirt
werden. Gräwen, Auct.-C.
Eine ausmeublirte Stube und Kammer

iſt ſogleich an eine einzelne Dame oder Herrn
zu vermiethen, Alter Markt Nr. 700.

Wittwe Du lon.
Neue Oel und WaſſerGemalde ſtehen

billig zu verkaufen beim Maler Steuer
in der Schmeerſtraße Nr. 715.

8

HausVerkauf.
Ver änderungshalber bin ich geſonnen,

mein auf dem Petersberge belegenes ausge
bautes Wohnhaus Nr. 1477, welches
3 heizbare Stuben 3 Kammern, 1 Kuche
und 1 Laden zum Handel enthalt, 2 Stalle,
Hofraum und einen Garten, aus freier
Hand zu verkaufen.

Halle, den 15. April 1843.
Johann Leberecht Fiſter,

Maurer.

Fiſchverkauf.
Jn der Gemeinde Gottenz ſind eine

Quantität 12, 2- und 3ſömmerige Satzkar
pfen und mehrere ſehr große Streicher zu
verkaufen. Käufer haben ſich bei unterzeich-
netem Schulzen bis zum 23. April C. zu
melden.

Gottenz, den 18. April 1843.
Der Schulze Gärtner.

Meſſinger Apfelſinen,
ſuöße, runde, ſchöne Frucht, ganz biklig bei

Boltze.

Wohnungs-Veränderung.
Einem geehrten Publikum zeige ich hier

mit ergebenſt an,
dem Neumarkbt,

daß ich nicht mehr auf
ſondern am Muhlberge

Nr. 1046. wohne, mit der Bitte, auch hier
mich mit Beſtellungen zu beehren.

Berner sen.,
Maurermeiſter.

Ein vierſitziger halbbedeckter ſehr elegan-
ter in Wien gebauter mit allen Bequem-
lichkeiten verſehener, zur Reiſe ſowohl als
zur Promenade eingerichteter, faſt ganz neuer
Wagen, ſteht auf dem Kloſtergute Donn-
dorf bei Artern zu verkaufen, und kann
daſelbſt bis zum 28. dieſes Monats von
Kaufluſtigen in Augenſchein genommen wer-
den.

Einen Lehtling wuünſcht der Schloſſr
meiſter Schulze, Neunhäuſer Nr. 198.

Zwei Knaben, welche die Schule des
Waiſenhauſes beſuchen woillen, finden in der
Nähe deſſelben eine freundliche Aufnahme
unter mäßigen Bedingungen. Näheres bei
C. F. Rahnefeld, Markerſtr. Nr. 453.

Schöne neue Saamenwicken billigſt bei

J. G. Mann.
Zwei geſunde Ackerpferde, braune Wal-

lachen, der eine 7, der andere 11 Jahr
alt, ſind zu verkaufen bei

Wolff in Naundorf.

Es iſt am Charfreitag Nachmittag vom
Markt nach dem Waiſenhauſe eine Lorgnette
verloren gegangen. Der Finder derſelben
wird gebetn, ſie gegen eine Belohnung in
der Expedition des Blattes abzugeben.

Grafin von der Schulendurg.

Eine Leihbibliothek von 3090 Bande
größtentheils Lederrucken und Ecken gebun-
den, gut gehalten, verkauft fur 300 Thlr.

und ertheilt auf portofreie Briefe gedruckte
Verzeichniſſe

C. Helling, Buchbinder
und Leihbibliothekar in Eisleben.

Ein Landgut im beſten Stande fur
19,000 Thlr.,

ein Landgut im beſten Stande für
9000 Thlr.,

an der Elbe ſtehen zu verkaufen.
Desgl. eine ganz neu erbaute Seilfen

ſiederei in einer Krelsſtadt der Provinz
Sachſen, ſtehet Familienverbaltniſſ halber zu
verkaufen. Das Nähere iſt zu erfragen bei
F. A. U. poste restante zu Liebenwerda.

w.

Avertiſſement.
Die hieſige Braun und Weißbier Brauerei

ſoll auf 6 oder auch nach Befinden auf meh
rere Jahre vom 1. Oktober d. J. ad an
den Meiſtbietenden verpachtet werden.

Pachtluſtige werden eingeladen,
den 4. Mai d. J. Vormittags 10 Uhr

auf hieſigem Ratshkeller zur Abgabe ihrer
Gebote zu erſcheinen.

Die Unterzeichneten bemerken noch, daß
das bekannte Merſeburger Braunbier auch
jetzt noch in entferntere Gegenden Abſatz
findet, und daß ſie etwaige ſchriftliche An
fragen unter der Adreſſe des mitunterzeich-
neten Juſtizkommiſſir Wagner erbitten.

Merſeburg, den 22. März 1843.
Die Deputirten der hieſigen Brau-Kommune.

Wagner. Querfurth. Schäfer.
Dr. Herzog. Hohmuth.

Abſchied.
Allen unſern guten Freunden und Be-

kannten ſagen wir vor unſerer Abreiſe
von Könnern nach Manngsfeld ein herzliches
Lebewohl.

Könnern, den 13. April 1843.
Der Amtmann Wernicke und Frau.

Berichtigung
Jn der Anzeige in Nr. 89 des Couriers

S. 3 Sp. 3 oben muß es heißen Ranniſche Straße
Nr. 542 und nicht 742.

Fr. Sachſe,
Schiefer und Ziegeldecker- Mſtr.

Zweite Beilage
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Zweite Beilage zu Nr. 90
d e s

Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadt und Land.
Dienstag, den 1I8, April 1843.

Denutſchlanund.
Merſeburg, den 1. April 1843.

(Offizielle Mittheilung.)
Fur die heutige 21ſte Plenarſitzung war die Berathung

über die zehnte Allerhochſte Propoſition, die von den Untertha-
nen des Herzogthums Sachſen in den Jahren 1805 bis 1815
geleiſteten Natural- und Pferdelieferungen betreffend,
an der Tagesordnung. Dieſe von dieſem Landestheile als For-
derung an den Staat ſchon fruher geltend gemachten Lieferun-
en beſtehen in 273,561 Thlr. 18gGr. 6 Pf. fur an die Sachſi-ſche Armee gelieferte Pferde, in 37,875 Thlr. 19 gGr. 10 Pf.

fur Naturalien- Lieferungen an die Sachſiſche Armee in den Jah-
ren 1805 und 1806, und in 539,626 Thlr. 10 gGr. 11 Pf. für
an Preußiſche Truppen in denſelben Jahren gelieferte Verpfle
gungs- Gegenſtände, in Summa 851,064 Thlr. 1 gGr. 3 Pf.,
und gruünden ſich auf die zur Vollziehung des zwiſchen den Kro-
nen Preußen und Sachſen am 18. Mai 1815 zu Wien geſchloſ-
ſenen Friedens verhandelte Hauptkonvention vom 28. Auguſt
1819, in welcher die Befriedigung dieſer Forderungen im Art.
XIII. ausdrücklich von der Preußiſchen Regierung ubernommen
worden ſind. Schon dem zweiten Sachſiſchen Provinzial-Land-
tage wurde durch das Dekret vom 29. Sept. 1827 die Kompen-
ſation dieſer Forderungen mit andern, dem Staate an die vor-
mals Sachſiſchen Erblande zuſtehenden, nach Art. XII. der er-
wahnten Hauptkonvention der Preußiſchen Regierung uberwie-
ſenen und in 261,566 Thlr. 13 gGr. 9 Pf. Vorſchuſſen, welche
den vormals Sachſiſchen Standen aus der Sachſiſchen Finanz-
Hauptkaſſe in den Jahren 1767 bis 1772 und 1813 bis 1815

eleiſtet worden ſind, ſo wie in 1,021,492 Thlr. 8 gGr. 11 Pf.Rückſränden auf die außerordentlichen, im Ganzen 11,609,000

Thlr. betragenden Bewilligungen des Sachſiſchen Landtags vom
Jahre 1811, in Summa 1,283,058 Thlr. 16 gGr. 8 Pf. beſte
henden, proponirt, welche Propoſition der damalige Landtag
auch im Bezug auf die in den Jahren 1805 und 1806 geliefer-
ten Naturalien und bewirkte Truppenverpflegung annahm, und
nur um Gewaährung der fur die Pferdelieferung beanſpruchten
Summe von 273,561 Thlr. 18 gGr. 6 Pf. oder doch wenigſtens
einer möglichſt hoch zu beſtimmenden Quote des Pferdetaxwer-
thes bot. Dieſe Bitte wurde jedoch durch den Landtagsabſchied
vom 24. Octbr. 1828 in der Art zuruckgewieſen, daß von der
allgemeinen Kompenſation der fraglichen Forderungen nicht ab
zugehen, mithin die nachgeſuchte Vergütung fur die vom Lande
ren Pferde weder ganz noch zum Theil zu bewilligen ſei.

ie gegenwärtig dem Landtage vorliegende Propoſition geht
von der Anſicht aus, daß durch den Landtagsabſchied von 1828
die Kompenſation bereits ausgeſprochen und bewirkt ſei, und
es ſich jetzt nur darum handle, ob die in der Propoſition von
1827 vorbehaltene Ausgleichung der einzelnen Kommunen un-
ter ſich wegen jener Forderung angemeſſen und ausfuührbar ſei.
Der Landtag konnte ſich aber mit dieſer, auch in dem der Pro-
poſition beigegebenen Promemoria des Königl. Staatsmini-
ſteriums ausgeſprochenen Anſicht um ſo weniger einverſtanden
erklären als ein Landtagsabſchied nicht für einen legislatori-

ſchen Akt gelten kounne, und hielt deshalb die Kompenſations
frage fur noch unerledigt. Die in der Propoſition von 1827
vorbehaltene Ausgleichung der einzelnen Kommunen unter ſich
wegen der fraglichen Forderung hielt der Landtag nicht mehr
fur ausfuührbar. Was das Begruündetſein der gegenſeitigen An
forderungen zwiſchen Fiskus und Unterthanen ankangt, ſo
konnte dieſe Frage von der Landtagsverſammlung, ohne in die
Unterlagen dieſer verwickelten Angelegenheit tief eingedrungen
zu ſein, auch nur aus dem allgemeinen Geſichtspunkte betrach-
tet werden indeſſen ging aus den Nachrichten des Ausſchuſſes
und aus der Diskuſſion doch ſo viel hervor, daß, was die An-
ſpruche des Staats anlangt, es nach der Natur und dem ge
ſchichtlichen Weſen der 261,566 Thlr. Vorſchuſſe ſehr zweifelhaft
erſcheint, ob dieſelben rechtlicherweiſe von den Unterthanen zu
ruckgefordert werden konnen, da in der Königl. Sachſ. Steuer
kaſſe immer Ueberſchüſſe vorhanden waren, deren Kompenſa
tionsfähigkeit mit jenen Vorſchuſſen auch von den Königlichen
Sächſ. Ständen immer behauptet worden war, und daß die
eigentlichen Debenten der 1,921,492 Thlr. Ruckſtaände an au-
ßerordentlichen Bewilligungen gar nicht mehr zu erlangen wa
ren, auch die damaligen Staatsbeduürfniſſe durch anderweite
Abgaben gedeckt worden ſeien. Was hingegen die Forderung
der Unterthanen betrifft, ſo ſtehen dieſe feſt, und namentlich
die 273,561 Thlr. Pferdelieferungs- Forderungen ſeien noch in
den Handen von Privaten; es handle ſich daher hier nicht um
das Intereſſe ganzer Landestheile und um ein Aufgeben langſt
vergeſſener Anſpruche, ſondern mehr um die Schonung noch
beſtehender Jntereſſen von Privaten und Kommunen. Geleitet
von dieſen Anſichten beſchloß der Landtag: die Bitte an Se.
Majeſtät zu richten, daß die Kompenſation der genannten fiska-
liſchen Forderungen der vormals Sachſ. Erblande wegen der in
den Jahren 1805 und 1806 ſtattgefundenen Verpflegung Preu-
ßiſcher Truppen und bewirkten Naturallieferungen an Sächſ.
Magazine ausgeſprochen, hingegen die fur die in den Jahren
1806 bis 1815 von dem Lande gelieferten Pferde habende For
derung an 273,561 Thlr. entweder ganz oder wenigſtens ein
möglichſt hoch zu beſtimmender Theil derſelben aus der Staats
kaſſe gewährt werden moöge.

Allerhochſte Propoſition vom 3. März c., die Verguü-
tung der von dem Eichsfelde, der Grafſchaft
Hohnſtein und den Städten Muühlhauſen und
Nordhauſen in den Jahren 1806 und 1807 auf-
gebrachten franzöſiſchen Kriegskontribution be-
treffend. Die Vergütung der qu. Kriegskontribution war
von den betreffenden Landestheilen als Forderung an den Staat
ſchon vom ſechsten Provinziallandtage geltend gemacht worden,
und in dem Landtagsabſchiede vom 6. Auguſt 1841 war weitere
Eröffnung uber die von dem Landtage in Antrag gebrachte Ver-
gutung vorbehalten, weil der Gegenſtand einer ſorgfaltigen
Prufung bedurfe. Dieſe Eröffnung war dem gegenwartigen
Landtage mittelſt der von einem ausfuhrlichen Promemoria
begleiteten Ordre vom 3. Marz d. J. gemacht und darin ausge
ſprochen worden daß dem Geſuche der Stände: „„die in den
Erkenntniſſen der Liquidations- Kommiſſion fur den Preußiſchen



Antheil an der Centralſchuld des Konigreichs Weſtphalen vom
13. Auguſt 1832 ausgeſprochene und durch die Beſcheide der
ſchiedsrichterlichen Kommiſſion beſtätigte Präkluſion der An
ſpruche des Eichsfeldſchen Bezirks auf Vergütung der franzoſi
ſchen Kriegskontribution wieder aufzuheben und die Liquidation
dieſer Anſpruche noch zu geſtatten“, nicht gewillfahrt werden
könne. Jn dem Promemoria iſt zugegeben, daß die qu. An
ſpruche der genannten Landestheile zu den alten Schulden des
Königreichs Weſtphalen gehören und deshalb die ihnen uber
die bezahlte franzöſiſche Kriegskontribution ertheilten Recepiſſe
unzweifelhaft in Weſtphaliſche Reichs Obligationen dieſe
aber in Folge der, nach erfolgter Wiederbeſitznahme der zum
Königreiche Weſtphalen gehörig geweſenen vormals Preußi-
ſchen Provinzen ergangenen Bekanntmachung des dieſſeitigen
Miniſterii der Finanzen vom 16. Maärz 1816 und in Folge
weiterer wiederholter Aufforderungen und Anberaumung von
PrakluſivTerminen in Preußiſche Staatsſchuldſcheine wur
den umgeſchrieben worden ſein, wenn ſie den BezirksLiquida-
toren eingereicht worden wären. Dieſe Publikanda, und na-
mentlich das der Hauptverwaltung der Staatsſchulden vom
10. Januar 1824, welches die Jntereſſenten auffordert, alle
noch zirkulirende Weſtphaliſche Reichs-Obligationen, welche
aus der alten Landesſchuld vormals Preußiſcher, nach Auflo
ſung des Koöoönigreichs Weſtphalen mit der Monarchie wieder
vereinter Ländertheile entſtanden, gleichviel ob ſie ſchon veri-
ſizirt worden oder nicht, ſpäteſtens bis Ende Mai 1824 bei
der Kontrole der Staatspapiere einzureichen, ſeien nicht nur
durch die Berliner Zeitung und Jntelligenzblätter und die Amts
blätter ſammtlicher Regierungen der Monarchie, ſondern auch
durch verſchiedene ausländiſche Zeitungen hinreichend publizirt
worden, ſo daß Niemand mit der Unkenntniß derſelben ſich
entſchuldigen koünne. Wenn daher die Bewohner des Eichs-
feldes, der Grafſchaft Hohnſtein und der Städte Muühlhauſen
und Nordhauſen es unterlaſſen haben, ihre Quittungen uber
die bezahlte franzöſiſche Kriegskontribution vor dem 1. Juni
1824 den betreffenden Verifikations Kommiſſarien und reſp.
der Kontrole der Staatsſchulden einzureichen, ſo ſei ihnen mit
vollem Rechte der Einwand einer Prakluſion entgegenzuſetzen,
welche ſie nur ihrer eignen Unachtſamkeit auf die oöffentlichen
Erlaſſe Sr. Majeſtät des Konigs und der Königlichen Behor-
den zuzuſchreiben hätten. Der Landtag erkannte mit innigem
Danke die ſorgfaältigen und grundlichen Erorterungen, welche
die qu. Angelegenheit bei dem Miniſterio Sr. Majeſtät gefun-
den, und mußte zugeben daß der Allerhochſte Beſcheid aus
den dargelegten Grunden der Gerechtigkeit vollkommen gerecht-
fertigt erſcheine. Um aber den eingetretenen ſchlimmen Zuſtand
der unſchuldigen Jntereſſenten doch möglicherweiſe noch zu er
Jeichtern, und fur ihre verlorenen gerechten Forderungen noch
einigen Erſatz gewähren zu können, beſchloß der Landtag: Sr.
Majeſtät die allerunterthänigſte Bitte vorzulegen, dem betref
fenden Landestheile fur die noch nicht erſtattete franzoſiſche
Krigskontribution lediglich auf dem Wege der Gnade eine Ent
ſchädigung Allerhuldreichſt zu gewahren. Außer dem allgemei-
nen Billigkeitsgefuühle beſtimmten die Verſammlung zu dem
gefaßten Beſchluſſe auch noch die von den Vertretern der in
tereſſirenden Landestheile vorgebrachten Ruckſichten, daß die
Bekanntmachungen nicht in der Geſetzſammlung aufgenommen
und Anfangs auch in den Amtsbliattern nicht veröffentlicht wor-
den ſeien, daß ſie ſelbſt dunkel und unklar geweſen ſein muß-
ten, da Niemand im ganzen Eichsfelde 2c., kein Rechtsgelehr-
ter, keine Kommunalbehorde, kein Landrath, ſelbſt nicht die
Königliche Regierung zu Erfurt einen eigentlichen Verſuch zur
Liquidation gemacht haben; ferner, daß jene Landestheile bei
der, nach dem publizirten Staatsvertrage mit Churheſſen c.

nun auch verlornen weſtphaliſchen Zwangsanleihe gerade am
meiſten betheiligt ſeien daß harte Regreßanſpruche von Sei-
ten der intereſſirten Kommunen an ihre Behoörden unausbleib-
lich erfolgen wurden wenn die Gnade Sr. Majeſtät nicht ein
gunſtigeres Reſolut faſſen ſollte, und daß die qu. Landestheile
noch Schulden von der franzöſiſchen Kriegskontribution hät-
ten, welche nach dem Pariſer Frieden der Krone Preußen wie-
der erſtattet worden ſeien. Eine Stadtgemeinde hatte um
Grundſteuer Erlaß in Ruckſicht auf die dort vorzugs
weiſe ſchlechte Erndte gebeten. Das Geſuch war nach den be-
ſtehenden Remiſſionsgeſetzen zu ſpät angebracht, und aus die
ſem, ſo wie aus dem Grunde, weil der Mißwachs ſich uber
faſt alle Theile der Provinz verbreitet, konnte die Petition die
Unterſtuützung des Landtags nicht erlangen.

Ferner lagen mehrere Petitionen wegen Erleichte-
rung von Abgaben und Dienſten zur Berathung vor.
Die Bittſchriften waren theils von einzelnen Land Gemeinden
theils von allen Land Gemeinden einzelner Kreiſe ausgegangen
und betrafen groößtentheils Rentamtsgefaälle und Rentamts-
frohndienſte. Zu ihrer Begruündung war nur angefuhrt, daß
die Petenten gegen andere Landestheile zu hart belaſtet wären,
daß die Städte durch den Wegfall der Generalacciſe erleichtert
worden waren, wahrend ſie noch ſammtliche, zum Theil in ih
rem Sinne und Geiſte veraltete Abgaben leiſten muüßten. Der
Landtag fand ſich nicht bewogen, dieſen Geſuchen Folge zu ge-
ben, da ſie einestheils aller Unterlagen und Beweismittel ent-
behrten, anderntheils ein Antrag auf Steuerausgleichung ſeine
großen Bedenklichkeiten habe, und endlich die Petenten durch
Abloſung ſich von der Laſt der beſchwerlichen Frohndienſte und
Gefaälle befreien konnten.

Die Sorge um den Schutz der Waldungen hatte ei
nen Antrag dahin hervorgerufen daß der H. 4 des Landes
Kultur Edikts vom 14. September 1811 in Wegfall käme.
Dieſer H. hebt die fruühere Dispoſitionsbeſchränkung der Privat
waldbeſitzer da, wo nicht Rechte Dritter collidiren, auf. Die
Petition will nun aber dieſe Beſchränkungen wieder einführen
und die Aufſicht des Staats wieder eintreten laſſen. Eventuell
bittet ſie, dahin zu wirken, daß das Geſetz vom 24. Septbr.
1816, wonach den Regierungen ein beſchränktes Aufſichtsrecht
uüber die Forſtländereien der Gemeinden und oöffentlichen An
ſtalten vorbehalten bleibt, und in welchem namentlich die Wald-
rodungen unter Genehmigung der Regierung geſtellt ſind, den
Königlichen Regierungen zur Beachtung dringend empfohlen
werde. Die Verſammlung erkannte die Potenz der, der Petition
unterliegenden Motive, den aus der Devaſtation der Walder
hervorgehenden Holzmangel, die daraus entſtehenden hohen
Holzpreiſe, den nachtheiligen Einfluß auf Klima und Boden
produktivität und den aäſthetiſchen Werth der Walder. Wirk-
lich fanden auch die Anträge einige Unterſtutzung und na-
mentlich wurde in Bezug auf die Gemeinde Waldungen be
merkt, daß in einigen Landestheilen das qu. Aufſichtsrecht zum
großen Nachtheile der Kommunalforſten und der Umgegend ganz
vernachlaſſigt werde und eine desfallſige Erinnerung vielleicht
durch das Oberpräſidium der Provinz, ſehr anzuempfehlen ſei.
So ſeien z. B. im Regierungsbezirke Merſeburg eirca 92,000
Morgen Gemeinde Waldungen vorhanden geweſen, welche
aber jetzt durch uble Behandlung auf circa 30,000 Morgen
wirklich mit Holzbeſtand verſehene Waldfläche herabgeſunken
ſei. Jm Bezug auf den prinzipaliter hingeſtellten Antrag fand
indeſſen doch die Verſammlung, mit Ausnahme von 2 Stim
men, daß derſelbe durchaus keine Befurwortung erlangen könne,
da er einen Ruckſchritt in der Geſetzgebung verlange, eine Ver-
letzung der Privatrechte bedinge und dem Geiſte unſerer neuern
Geſetzgebung, welche alte Feſſeln aufhebe und ewige Bevormun-
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dung verbanne, entgegenſtrebe. Fur den eventuellen Antrag
waren 10 Stimmen gegen 60. Es wurde von der Majorität
angefuhrt, daß die Falle, wo die Beaufſichtigung der Dorf-
kommunalwaldungen nicht in der geſetzmäßigen Art ausgeübt
wurde, die ſeltenern wären und in dieſen der Weg der Be-
ſchwerde einzuſchlagen ſei. Was die Stadtforſten anlange, ſo
waren dieſe nach der Städteordnung einer Beaufſichtigung von
Seiten der Regierung uüberhaupt nicht unterworfen.

Berlin, d. 15. April. Der Kaiſerl. Tuürkiſche außeror-
dentliche Geſandte und bevollmachtigte Miniſter, Talat Ef-
fendi, iſt von Wien und der Furſt Dolgoruckow von Pa-
ris hier angekommen.

Naumburg. Die Landesſchule Pforta wird am 2lſten
Mai, als an dem Tage, an welchem Kurfuürſt Moritz von Sach
ſen die Stiftungsurkunde ausgeſtellt hat, mit Koöniglicher Ge
nehmigung ihr dreihundertjaähriges Jubiläum begehen. Am
Vorabend, den 20. ſoll eine religiöſe Muſik aufgefuhrt werden.
Am 21. als dem erſten Feſttage iſt zuerſt feierlicher Gottesdienſt,
eine Stunde nach Beendigung deſſelben hält der Rector die Sa-
cularrede in lateiniſcher Sprache. Fuür das Feſtmahl dieſes
Tages wird im Schulgarten ein beſonderes Local erbaut, da
die Anſtalt fur ſolche Zwecke keine Raumlichkeiten hat. Am
22. findet der eigentliche Schul- und Rede Actus ſtatt, der
Nachmittag iſt fur geſellige Unterhaltung beſtimmt, am Abend
ſchließt mit feierlichem Gelaäute das eigentliche Feſt. Zur Nach
feier wird am 23. auf dem Knabenberge oberhalb Pforta das
herköommliche Bergfeſt gehalten werden. Fur Wohnungen u.
dgl. in Naumburg und den umliegenden Ortſchaften trägt ein
Fremden Comité in Pforta Sorge, an welches deßfallſige Anfragen zu richten ſind. Es werden mehrere Feſtſchriften erſchei

nen, unter ihnen eine ausfuhrliche Geſchichte der Pforta von
den Achtziger Jahren bis auf unſere Zeit vom Rector Dr. Kirch-
ner, eine Reihe kleinerer Abhandlungen von den jetzigen Lehrern
der Anſtalt und das Album ſaämmtlicher Schüler von 1543
1843, worauf die fruühern und ſpaätern Pfoörtner beſonders
aufmerkſam gemacht werden.

Frankreich.
Paris, d. 12. April. Die Regierung ſoll Nachrichten

aus Hayti erhalten haben, wornach der Praſident Boyer
nicht mehr im Stande waäre, der Jnſurrektion die Spitze zu
bieten ganze Kompagnien ſeiner Truppen waren zu den Re-
bellen uübergegangen man erwartet, zu erfahren, daß Boyer
zu Port au Prince kapitulirt hat.

Aus Afrika erfährt man, daß General Bugeaud zu
Moſtaganem angekommen war und die große Fruhjahreppedi-
tion gegen die noch nicht unterworfenen Stamme begonnen
hatte,

Großbritannien und Jrland.
London, d. 8. April. Lord Brougham hat in der

geſtrigen Sitzung des Oberhauſes eine glänzende Rede zur Be
lobung Lord Ashburton's gehalten; ſein Antrag auf ein
Dankvotum fur den Traktat von Waſhington wurde ohne Thei-
lung des Hauſes angenommen.

Vermiſchtes.Man meldet aus Valenciennes, d. 7. April Der
Wachtthurm, der einen Riß bekam und ausgebeſſert werden
ſollte, iſt heute mit einem furchterlichen Krachen eingeſturzt
und hat unter ſeinen Ruinen die Arbeiter, die an der Ausbeſ-
ſerung arbeiteten, begraben. Die ganze Stadt iſt in Beſtur
zung.

Jn Hildburghauſen hatte man am 8. April aber-
mals heftigen Sturm und der Blitz ſchlug in die katholiſche Kir
che, zerſchmetterte und verſengte mehrere Balken, doch ohne
zu zunden.

Auch zu Luttich iſt am 6. die Erderſchutterung ver-
San worden. Zu gleicher Zeit wuthete ein Sturm in dieſer

tadt.

Fond- und Geld Cours.
Berlin, d. 15. April 1843,

Pr. Cour. Fr. Cour.Fonds. rief San Setien. Dre T sar.
St.-Schaldſch. 33 104 103! Brl. Potsd. Eiſenb. 5 1348 1353
Pr. Engl. Obl. 30. 4 103 1027 do do. Prior. Obl. a 110259,
Präm. Sch. der Mgd. p. Eiſenb. 147Seehandlung. 92 J do. Prior. Obl. a 1103'
Kurm. Schuldv. 34 1022 1017 Berl. Anh. Eiſenb. 118 117
Brl. St.-Obl. 33 103 do. do. Prior. Obl. 4 1103
Danz. do. in Th. 48 Düſſ. Elb. Eiſenb. s 69 68
Weſtp. Pfandbr. 33 103 102 do. do. Prior. Obl. 4 94 S
Großh. Poſ. do. 4 1065, Rhein Eiſenb. 5 74

do. do. 332 102/, do. do. Prior. Obl. 4 97Okpr. Pfandbr. 35 1035/, Berl.Frankf. Eiſ. 5 1161, 115/,
Pomm. do. 335 1032 ſo. do. Prior. Obl. 1103
Kur- u. Neum. do. 35 1032 (Oberſchleſ. Eiſenb. 4 108 107
Schlefiſche do. 33 102 FFriedrichsd'or 137 13

A. Goldm. à 5 Thl. 117 11
Disconto 3 1 4

Getreidepreiſe.
Nach Berliner Scheffel und Preuß. Gelde.

Halle, den 15. April.
Weizen 1 thl. 25 ſgr. pf. bis 7 r 2 ſgr. S pf.

o 2 6Roggen 1 25Gerſte 1 17 6 W 1 e 20 8Hafer m e 12 6 17 e 6Magdebarg, d. 13. April (Nach Wiſpeln.)

Weizen 454 49 thl Gerſte thiRoggen e Hafer 36 37Berlin, d. 13. April. Marktpreiſe vom Getreide.
Zu Waſſer:

Weizen 2 Thlr. auch 1 Thlr. 28 Sgr. 9 Pf.
Roggen 1 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf. auch 1 Thlr. 21 Sgr. 3 Pf.
Kleine Gerſte 1 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf.
Hafer 1 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf.
Erbſen 2 Thlr. auch 1 Thlr. 20 Sgr. (ſchlechte Sorte).

(Den 12. April.
Das Schock Stroh 10 Thlr. 25 Sgr., auch 9 Thle. 10 Sgr.
Der Ctr. Heu 1 Jhlr. 7 Sgr. 6 Pf., auch 1 Thlr. 2 Sgr. 6 f.
Kartoffeln der Schffl. 1 Thlr. 5 Sgr., auch 25 Sgr.

Branntwein- Preiſe. Die Preiſe von Kartoffel Spiritus
waren am 8. April 20 -20 Thlr., am 9. April 201 20 Thlr.
und am 13. April d. J. 208 21 Tblr. frei ins Haus geliefert
pro 200 Quart à 54 pCt. oder 10,800 pGt. nach Tralles. KornSpiritus:
ohne Geſchäft.

Berlin, den 13. April 1843.
Die Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin

Waſſerſtand zu Halle
am 17. April:

DOberdanpt 5 Fuß 3 Zoll.
Unterhaupt 6 Fuß 7 Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 14. April 4 Zoll unter 0,



Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 12. bis 14. April.

Jm Kronprinzen Hr. Kaufm. Kretſchmer a. Danzig. Hr. Kaufm.
Donath a. Frankfurt. Hr. Kaufm. Bardenberger a. Hamburg. Hr.
Major v. Geuſau a. Koblenz. Hr. OLGer. Aſſeſſor Ramann a. San

Hr. O Ger. Rath v. Mühlenfels a. Naumburg. Hr.
Rittergutsbeſ. v. Geßnitz a. Poſen. Hr. Geh. Juſtiz- Rath v. Bon-

Hr. Techniker Stich a. Berlin.

gerhauſen.

hagen a. Schleſien.
Gottſchalk a. Nürnberg.
Bechſtein a. Dresden.

Kühne a. Schwiedeberg.

Hr. Fabrik. Heinicke a. Bunzlau.

furt. Hr. Kaufm. Ackermann a. München,
Avignon. Hr. Kaufm. Sahler a. Lyon.

Hausner u. Roſtock a. Leipzig.
Stadt Zürch Hr. Dir. v. Cronhemsky a. Kiew.

Hanſtein a. Heiligenſtadt. Hr. Oberſt Freiherr v Eberſtein a. Naum-
burg. Hr. Kauim. Krehgeloh a. Wehrſtein.
a. Hamburg. Frau Geh. OTrib. Räthin v. Borries.
Corte a. Cannewurf. Hr. Poſtſekret. Blume a. Berlin. Die Hrrn.
Kaufl. Pfadmenger u. Lour a. Giadbach.
Hamburg. Hr. Kaufm, Lemke a. Gernsheim.
Bremen. Hr. OLGer. Refer. Maul a. Marienwerder.

Goldnen Ring: Hr. Bau- Jnſp. Hauchwitz a. Poſen
u. Hr. Kaufm. Winkler a. Dresden.

Mad. Focke, Mad. Bechſtein u. Fräul.
Hr. Geh. Poſtrath Metzner a. Berlin. Hr.

OLGer.- Aſſeſſor v. Plathen a. Frankfurt a.
a. D. Neumann a. Naumburg. Hr. Kaufm. Benzhauſen a. Biele-
feld. Hr. Kaufm. v. Wuſterhüſen a. Königsberg in Pr. Hr. Kaufm.
Bangemann a. Dresden. Hr. Kaufm. Fiſcher a. Leipzig. Hr. Kaufm.
Schmidt a. Wien. Hr. Kaufm. Langmann a. Wurzen. Hr. Kaufm.
Schulz a. Hannover. Hr. Kaufra. Hoffmann a. Breslau. Hr. Rector

Hr. Prof. Oberhofer a. Heidelberg. Hr.
Stud. med. Ramann a. Jena. Hr. Prof Dr. Seyffert a. München.

Hr. Lieut. Julius u. Frau Dr.
Kloſe a. Dresden. Hr. Chirurg Fleiſcher a. Meiningen. Seminariſt
Bittmann a. Eilenburg. Hr. Präſid. Bräuning a. Erlangen. Hr.
Kaufm. v. Hildebrandt a. Paris. Hr. Kaufm. Nordendorf a. Frank

Hr. Prof. Sander a. Kö-
nigsberg. Hr. Forſtrath Zimmermann a. Hohenpriesnitz. Hr. Rentier
Brand a. Berlin. Hr. Pref. Schubert a, Lucern. Die Hrrn. Caund.

Hr. Apoth. Löffler a. Berlin.
Die Hrrn. Kaufl. Schrader u. Werner a. Leipzig. Hr. Kaufm. Oppen
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Goldnen Löwen

Hr. Oekonom

d. O. Hr. Rittmſtr.

Schwarzen Bär:

Hr. Kaufm. Richter a. Stadt Hamburg:

Hr. Forſtmſtr. v.

Hr. Kaufm. Wiesner
Hr. Oekon.

Hr. Kaufm. Lottner a.
Hr. Kaufm, Cleve a.

Hr. Dr. Goll

Torgau.

Goldnen Kugel:
a. Braunſchweig

Funcke a. Berlin.
Bachmann a. Magdeburg. Hr. Gutsbeſ. Müller a. Querfurt. Hr.
Jnſp. Weiſer a. Wittenberg. Hr. Kaufm. Gottſchalk a. Berlin. Hr.
Kaufm. Meyer a. Salzburg.
Fabrik. Wölbling a. Berlin. Hr. Apoth. Hubener a. Potsdam Hr.
Kaufm. Morll a. Eilenburg.
Kaufm. Reiche a. Querfurt.
Faktor Klemens a. Leipzig. Hr. Mühlenbeſ. Paaſe a. Schöpa. Hr.
Gaſtw. Michaelis a. Querfurt.

heim a. Magdeburg. Die Hrrnu. Stud. Büſching u. Göhring a. Ber
lin. Hr. Jnſp. Naumann a. Wurzen. Hr. Kaufm. Weßner a. Hal-
berſtadt. Hr. Kaufm. Lippe a. Magdeburg. Hr. Rendant Schmaling
a. Berlin. Hr. Oekon. Wiegmann g. Buſſerode. Fräul. Hörichs u.
Fräul. Bräunig a. Schmölln.

Hr. Kaufm. Ritter a. St. Gallen. Hr. Kaufm.
Hr. Kaufm. Bernhardt a. Leipzig. Hr. Fabrik.

Hr. Kaufm. Peter a. Hresden. Hr.

Hr. Kaufm. Wittig a. Köthen. Hr.
Hr. Kaufm. Klein a. Dreeden. Hr.

Die Hrrn. Kaufl. Seiſert u. Heiner a. Köln. Hr.
Kaufm, Heinecke a. Leinefelde
Ockon. Hoffmenn o. Liebenwerda.
Die Hrrn. Fabr. Jasper u. Gröbler a. Raguhn.
Bahn a. Magdeburg. Hr Goldarbeiter Tetchgräber a. Köthen. Hr.
Kaufm. Dommiſch a. Meiningen
Hr. Oekon. Müller a. Zeitz. Mad. Röder a. Kaſſel.

Hr. Lieut. Marggraff a. Sangerhauſen. Hr Kaufm.
Wiertg a. Sraunſchweig.
Kaufm. Auerbeer a. Stendal.
Lieut. v Margert a. Tier. Hr. Lieut. v. Haingen a. Stollberg. Hr.
Med. Rath Schirmann o. Dresden. Hr. Partik Püchel a. Hamburg.
Hr. Lehrer Brandt, Hr. Buchhdlr. Müller Hr. Kaufm. Schulze u.
Fräul. Rubach a. Nordhauſen. Hr. Kaufm. Schurig u. Hr. OLGer--
Aſſeſſor Herrmann a. Magdeburg. Hr. Partik. Heldenbach a. Peſth.
Hr. Oek.- Comm. Strien a. Hettſtedt.
dolſadt. Hr. Fabr. Görmann a. Heringen. Hr. Lieut. v. Hohenthal
a. Mainz. Hr. Künſtler Kaiſer a. Wien.

Hr. Kaufm. Wolff a. Eylau. Hr.
Hr. Oekon. Liewer a. Gehofen,

Hr. Goldarbeiter

Hr. Koufm. Eiſenſchmidt a. Umm. Hr.
Hr. Partik. Angier a Brüſſel. Hr.

Hr. Kaufm. Seifert a. Ru

Hr. Amtm. Mildrich a.

Hr. Kaufm. Kutſchbach a. Berlin. Hr. Fabr. Töpfer
Hr. Gutsbeſ. Ludewig a. Berlin. Hr. Lehrer

Kummer a. Wittenberg. Hr. Aſſeſſor Hammer a. Erfurt. Hr. Fabr.
Schmidt a. Chemnitz.

Bekanntmachungen.
Sehr gute Speiſe und Saamenkäartof-

feln, ſowie eine Parthie trockne Zwiebeln,
ſind billig zu verkaufen Strohhof bei

Holzmacher.
1000 Thlr. auch getheilt, ſollen ſogleich,

3000 Thlr. zu Johanni d. J. auf ſichere
Hypothek ausgeliehen werden. Oberſteinſtraße
No. 1529.

Mittwoch den 19. d. M. fruüh 3 Uhr iſt
Gelegenheit nach Querfurt bei J. G. Schaaf.
Unſere Perſonenwagen nach Naumburg und
Eisleben gehen fortwährend alle Tage, wie
bekannt. Zu melden bei J. G. Schaaf,
Barth und Gebes, Leipzigerſtraße.

Die Abfahrt nach Eisleben iſt aus dem
Hirſch.

Bei der Grube Sophie vor Bennſtedt iſt
nun wieder Vorrath von ſehr guten Form-
und Knörpel-Kohlen, und wollen ſich Abneh
mer größerer Quantitäten gefälligſt an mich
wenden.

Halle, den 17. April 1843.
Stengel, Mauermeiſter.

Die Wohnung des Herrn Obereinfahrer
Breslau iſt, wegen deſſen Verſetzung von
hier, anderweit zu vermiethen.

Stengel, Mauermeiſter.

Friſch gebrannter Kalk heut und jeden fol
genden Montag ſowohl in Halle als bei mei-
nem Kalkofen in Lieskau.

Auf 10 Wiſpel gebe ich den 11ten frei.
Stengel, Mauermeiſter.

Theater-Nachricht.
Mittwoch, den 19. April:

Nacht und Morgen,
Schauſpiel in 4 Abtheilungen und 5 Akten,

von Charlotte Birch-Pfeiffer.
Dr. F. Lorenz.

Ein Candidat der Theologie, mit den
beſten Zeugniſſen und Empfehlungen verſe
hen wuünſcht als Hauslehrer eine Stelle.
Alles Nähere ertheilt J. G. Fiedler in
Halle, kl. Steinſtraße Nr. 209.

Stadtobligationen von 10 bis
100 Thlr. ſind zu verkaufen Rathhausgaſſe
Nr. 252.

Ein und zweiſpanniges Fuhrwerk iſt zu
haben im Goeſthof zur Stadt Hamburg.

e Daguerre'ſche Por-
traits.

Mehrſeitigen Nachfragen zu begegnen, er
laube ich mir hierdurch ergebenſt anzuzeigen,
daß ich mich nur noch bis Ende d. M. hier
aufhalte; und bitte ich daher, die bei mir
gemachten Beſtellungen in dieſer Zeit noch
erledigen zu wollen. Meine Arbeiten finden
bei trüben wie heitern Tagen von Vormit-
tags 9 bis Nachmittags 4 Uhr, in meiner
Wohnung Taubengaſſe No. 1773, ſtatt.

C. Dauthendey,
Mechanikus.

Verloren.
Am 16. d. M. Nachmittags iſt vom

Ober Leipziger Thore bis in die Kutſchgaſſoe
ein goldener Ring, inwendig bezeichnet mit

V. den 29. August 1839 verlo-
ren gegangen. Der ehrliche Finder wird ge
beten, denſelben gegen eine angemeſſene Be
lohnung in der Gebauer'ſchen Buchdru
ckerei abzugeben.

Hr. Prediger Gehre a. Neudorf.
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